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schweigt vor dem Frankfurter
Landgericht zu den Vorwürfen ge-
gen ihn. Rhein-Main-Zeitung, Seite 33

Der Brexit macht den britischen
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dennoch zum Schlachten bereit.
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Wie der verkappte Revolutionär
Dick Fosbury 1968 in Mexiko die
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stellte. Sport, Seite 32

Der italienische Innenminister Mat-
teo Salvini mischt im Wahlkampf
in Südtirol mit. Chancen hat seine
Partei dort kaum. Politik, Seite 6

Nicht erst seit der Bayern-Wahl
befindet sich die SPD im perma-
nenten Sinkflug. Ist die Partei
noch zu retten? Wirtschaft, Seite 19

Geheimnisse verraten?

Beleidigte Leberknödel

BERLIN, 19. Oktober (AFP). Die Bun-
desregierung will Kinder und Jugendliche
besser vor sexueller Gewalt und Ausbeu-
tung schützen. „Opfer von sexualisierter
Gewalt brauchen starke Strukturen, die
sich auf allen Ebenen für sie einsetzen
und für ihre Rechte einstehen“, sagte Bun-
desfamilienministerin Franziska Giffey
(SPD) am Freitag. Das sei eine dauerhaf-
te Aufgabe. Darum werde das Amt des
Missbrauchsbeauftragten der Bundesre-
gierung dauerhaft eingerichtet. „Es darf
weder Verschweigen noch Wegschauen
geben“, sagte die Ministerin. Bislang war
die Amtszeit des Unabhängigen Beauf-
tragten für Fragen des sexuellen Miss-
brauchs befristet. Seit Dezember 2011 hat
Johannes-Wilhelm Rörig das Amt inne.

A
ls Christian Wulff seine be-
rühmt-berüchtigten Sätze sprach

„Der Islam gehört zu Deutschland“
und – nicht zu vergessen – „Das Chris-
tentum gehört zweifelsfrei zur Tür-
kei“, konnte das nicht als Beschrei-
bung einer althergebrachten Prägung
des jeweiligen Landes verstanden wer-
den. Sondern als Aufruf zur Integra-
tion, zu Religionsfreiheit und friedli-
chem Miteinander, dem sich auch Bun-
deskanzlerin Merkel angeschlossen
hat. Auch wer diesen Satz ablehnt,
wie Bundesinnenminister Seehofer,
kommt nicht daran vorbei, dass hierzu-
lande Millionen Muslime ihren Glau-
ben leben. Dass sie das auch dürfen,
dafür muss eintreten, wem der freiheit-
liche Rechtsstaat am Herzen liegt.

Der jetzige Bundespräsident Stein-
meier meint nun, „statt endlos dar-
über zu diskutieren“, ob der Islam zu
Deutschland gehöre, sollten wir uns
als Christen und mit unseren muslimi-
schen Nachbarn darüber unterhalten,
inwiefern Christentum und Islam auf
Fragen der jungen Leute überzeugen-
de Antworten gäben. Die entscheiden-
de Frage ist freilich: was für ein Chris-
tentum, was für ein Islam? Der Staat

darf gar nichts von einer Religion er-
warten, außer, dass sie sich im Rah-
men der Verfassung bewegt. Das ist
nicht wenig. Dazu gehört, dass Staats-
diener neutral auftreten müssen, dass
Frauen, Homosexuelle und Angehöri-
ge anderer Religionen nicht als min-
derwertig behandelt werden dürfen.
Man darf zum Glück alles Mögliche
glauben und meinen in Deutschland,
aber ihre Grenzen haben diese Rechte
in den Grundrechten der anderen und
in anderen Werten von Verfassungs-
rang.

Auch das sagt und lernt sich leicht,
ist aber nicht leicht zu verinnerlichen.
Gut, dass Steinmeier das Verächtlich-
machen der muslimischen Mitbürger
anprangert. Ja, der Islam wird „in In-
donesien anders gelebt als in Iran
oder in Nigeria“. Rosig für Anders-
gläubige und für persönliche Freihei-
ten sieht es freilich in kaum einem isla-
misch geprägten Land aus. Es ist zu
hoffen, dass dieser freiheitliche Ver-
fassungsstaat, der Millionen Verfolgte
aufgenommen hat und an Schulen
und Universitäten ein friedliches Mit-
einander der Religionen lehrt, etwas
ausstrahlen kann in die Welt. Dazu ge-
hört Standhaftigkeit gegenüber Ge-
walt und Hetze jedweder Art. Dass die-
se mühsam errungene Ordnung auch
christlich geprägt ist, muss nicht ver-
schwiegen werden.

Dünnhäutig – Da läuft die bayerische Fußballmaschine mal
nicht so rund, wie der Voralpenverein das gewohnt ist, und
schon drehen Rummenigge und Hoeneß am Rad. „Die Wür-
de des Menschen ist unantastbar“, zitiert Rummenigge und
beansprucht die Geltung des Artikels 1 auch für Fußballer –

und das nur, weil Spieler des FC Bayern mal nicht mit Lob
überschüttet, sondern kritisiert worden waren. Derlei Re-

spektlosigkeiten wollen die Grantler von der Säbener Straße
nicht mehr hinnehmen. Man darf nun gespannt sein, wie
das Imperium zurückschlägt. Siehe Sport  Foto FC Bayern.TV

Missbrauchsbeauftragter
bleibt dauerhaft im Amt

MitWeißbier und Gesang

Volk der bunten Fahnen

Absturz

Ein erfolgreicher Flop

elo. BERLIN, 19. Oktober. Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier hat dazu
aufgerufen, die Debatte darüber, ob der Is-
lam zu Deutschland gehöre, zu beenden.
Er freue sich darüber, dass an deutschen
Hochschulen zunehmend islamische Theo-
logie gelehrt und dort „mit Klugheit und
akademischer Rigorosität“ um die richti-
gen Antworten auf die Fragen der Zeit ge-
rungen werde, sagte Steinmeier am Frei-
tag beim Festakt zum vierzigjährigen Be-
stehen der „Christlich-Islamischen Begeg-
nungs- und Dokumentationsstelle“ in Ber-
lin. „Statt endlos darüber zu diskutieren,
ob der Islam zu Deutschland gehört, soll-
ten wir uns vielleicht als Christen unterein-
ander und mit unseren muslimischen
Nachbarn darüber unterhalten, wie es
Christentum und Islam gelingen kann, auf

die Fragen der jungen Menschen wirklich
überzeugende Antworten zu geben.“ Die
Äußerung von Steinmeiers Vorvorgänger
Christian Wulff, der Islam gehöre zu
Deutschland, hatte vor acht Jahren eine
lange und kontroverse Diskussion ent-
facht.

Steinmeier sagte, das Zusammenleben
von Menschen unterschiedlicher Her-
kunft und religiöser Prägung sei nicht kon-
fliktfrei und werde nicht von jedem als be-
reichernd empfunden. Deswegen müssten
Regeln des Zusammenlebens gefunden
werden. Es müssten zu all denjenigen kla-
re Grenzen gezogen werden, die im Na-
men ihrer Religion Verfassung und Rechts-
staat in Frage stellten. Das gelte jedoch
auch für diejenigen, die Menschen allein
aufgrund ihres „religiösen Glaubens“ ver-

dächtigten, ausgrenzten oder diskriminier-
ten.

Von einer Religionsgemeinschaft müss-
ten mindestens zwei Dinge erwartet wer-
den, sagte Steinmeier. Sie müsse sich
selbst befragen, wie die Erwartungen und
Verpflichtungen ihrer Glaubenssätze mit
dem Zusammenleben in der freiheitlichen
Gesellschaft zusammenpassten. „Und
zweitens, dass sie eine kritische Befragung
durch den anderen, den Andersgläubigen
oder den Nichtgläubigen zulässt und sich
als gesprächsfähig erweist.“ Nur das be-
ständige Fragen, Zweifeln und Anzweifeln-
lassen bewahre Religionen vor „skleroti-
scher Erstarrung und fanatischer Rechtha-
berei“. Gerade Muslimen werde vielerorts
mit Vorbehalten, Ablehnung und „offe-
nem Hass“ begegnet.

F
ast siebzig Jahre hat die deutsche
Demokratie gut damit gelebt,

auch durch Balance Stabilität zu ge-
winnen. Nur zwei Parteien haben
über diese lange Zeit hinweg den
Kanzler gestellt. Die CDU schickte
fast fünfzig Jahre einen oder eine der
ihren ins Kanzleramt, bei der SPD wa-
ren es zwanzig Jahre: fünf CDU-Kanz-
ler, drei von der SPD. Trotz des mathe-
matischen Ungleichgewichts war das
ein stabiles Gleichgewicht.

Für die CDU ist das Führen des
Staatswesens eine Selbstverständlich-
keit. Das Vorhandene soll bewahrt
und maßvoll an die sich ändernde
Wirklichkeit angepasst werden. Die
SPD-Führung muss das Regieren stär-
ker gegenüber den eigenen Leuten
rechtfertigen, die es dann akzeptie-
ren, wenn von ihnen gewollte Ände-
rungen vorangebracht werden können
– verstanden als Modernisierung.

Was immer man über die einzelnen
Kanzlerschaften denken mag: Das Sys-
tem hat eine Menge Erschütterungen
und Angriffe bis hin zur Ermordung
führender Exponenten überstanden.
Doch nun wird es ernsthaft in Frage
gestellt. Schon vor der letzten Wahl
dachten einzelne Sozialdemokraten
laut darüber nach, ob es überhaupt
noch sinnvoll sei, einen eigenen Kanz-
lerkandidaten aufzubieten. Das wurde
2017 noch abgetan. Doch 69 Jahre
nach Gründung der Republik und
nach drei großen Koalitionen unter
Angela Merkel ist nicht zu erkennen,
welche Partei außer der CDU auf ab-
sehbare Zeit den Kanzler stellen
kann. Allerdings sind die Zeiten der-
art schnelllebig, dass man das Wort
„absehbar“ nicht überdehnen sollte.

Neu definiert werden muss jeden-
falls der Begriff „große Koalition“.
Bisher stand er für Parteienbündnisse
aus Union und SPD. Lange galt, dass
die Mehrheiten für ein solches Bünd-
nis immer vorhanden sind. Doch die-
se Gewissheit ist dahin. Das, was
einst als demokratische Notlösung
betrachtet wurde, ist kein selbstver-
ständlicher Ausweg aus einem unein-
deutigen Wahlergebnis mehr. Erst
schrumpfte die SPD in manchen Län-
dern auf Kleinformat, dann machte
sie sich auch im Bund auf diesen Weg.
Nachdem es auch mit der Union berg-
ab geht, ist es durchaus möglich, dass
es bei der nächsten Bundestagswahl
nicht mehr für eine „Groko“ im klassi-
schen Sinne reicht. Schon der Unter-
schied zwischen den großkoalitionä-
ren Mehrheiten 2013 und 2017 ist
enorm. In der vorigen Legislatur hat-
ten Schwarz und Rot zusammen noch
achtzig Prozent der Mandate, im ge-
genwärtigen Bundestag sind es nur
noch 57. Nach den aktuellen Umfra-
gen wäre die Bildung einer großen Ko-
alition gar nicht mehr möglich.

Ist der Begriff auf dem Weg, in ein
anderes Kleid zu schlüpfen? Sind die
Farben der großen Koalition bald
nicht mehr Schwarz und Rot, sondern
Schwarz und Grün? Die derzeitigen

Spitzenwerte für die Grünen bei Wah-
len oder in den Umfragen sollten
nicht gleich als ewige Wahrheit ge-
nommen werden. Die Partei, die
selbst zu ihren Regierungszeiten im
Bund eher solide über der Fünf-Pro-
zent-Marke stand als vor den Toren
des Kanzleramtes, hat schon man-
chen Höhenflug erlebt, auf den dann
der Abstieg folgte. Andererseits zeigt
vor allem die Entwicklung der Zustim-
mung zu den Grünen in Baden-Würt-
temberg eine Nachhaltigkeit, wie die
Ökopartei sie in der Sachpolitik gerne
einfordert. In Bayern und Hessen sind
ähnliche Entwicklungen zu beobach-
ten, in Nordrhein-Westfalen sind die
Grünen auch schon lange eine feste
Größe in der Landespolitik. In Ost-
deutschland sind sie schwach, aber in

Westdeutschland werden sie so bald
nicht – wie die Linkspartei – margina-
lisiert oder gar aus den Landtagen ver-
schwinden.

Bleibt die Frage, was das bedeutet.
Wird die Partei, die einst als Antipar-
teienpartei gegen das politische Estab-
lishment anrannte, nun zur langfristi-
gen Stütze desselben auch im Bund?
Sprich: zu jenem Partner einer vermut-
lich irgendwann – und sei es in der
Nach-Merkel-Zeit – wiedererstarken-
den Union, der 25 plus x Prozent lie-
fert, damit ein CDU-Kanzler eine
Mehrheit hat? Inhaltlich gibt es viele
Berührungspunkte zwischen beiden
Parteien, wie das grün-schwarze
Bündnis in Baden-Württemberg und
das schwarz-grüne in Hessen zeigen.
Selbst die CSU würde vermutlich ver-
suchen, ein Regierungsbündnis mit
den Grünen zu bilden, wenn es mit
den Freien Wählern doch nichts wer-
den sollte. Oft genug sind es ja die Kin-
der der heute 70 oder 80 Jahre alten
Unionswähler, die sich für die Grünen
entscheiden.

Oder übernimmt jene Partei, die in
den achtziger, zum Teil noch den neun-
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts
das Bürgertum erschreckte, sogar
noch eine ganz andere, viel elementa-
rere Rolle als Stütze der deutschen De-
mokratie? Möglicherweise schafft sie
es, ungeachtet ihrer Regierungsbeteili-
gungen, eine Kraft der linken Mitte
ohne allzu viel ideologischen Ballast
zu sein. Wenn es dann der Union auch
noch gelingen sollte, zumindest einen
Teil ihrer enttäuscht nach rechts abge-
rutschten Wähler durch einen – eben-
falls unideologischen – liberal-konser-
vativen Kurs zurückzugewinnen, könn-
te glatt das bewährte System einer Ba-
lance wieder funktionieren, bei dem
mal der eine und mal der andere den
Kanzler-Hut aufhat.

ami. BERLIN, 19. Oktober. Der Bund
soll den geplanten Ausstieg aus der Koh-
lenutzung durch ein Begleitgesetz absi-
chern, in dem wirtschaftliche Hilfen für
die betroffenen Braunkohleregionen fest-
geschrieben werden. Das verlangen die Mi-
nisterpräsidenten der drei ostdeutschen
Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Brandenburg, in denen Braunkohle geför-
dert wird. Dazu gehöre eine vom Bund
mit jährlich zwei Milliarden Euro über 30
Jahre finanzierte Strukturentwicklungsge-
sellschaft, Sofortmaßnahmen in dreistelli-
ger Millionenhöhe sowie der zusätzliche,
bisher vernachlässigte Ausbau öffentli-
cher Infrastruktur. Die Kohleförderung
solle bis in die 2040er Jahre aufrechterhal-
ten bleiben. (Siehe Wirtschaft, Seite 17.)

Heute

gna. WARSCHAU, 19. Oktober. Polen
muss die vorzeitige Pensionierung von
Richtern an seinem Obersten Gericht mit
sofortiger Wirkung stoppen. Eine entspre-
chende einstweilige Anordnung erließ der
Europäische Gerichtshof (EuGH) in Lu-
xemburg. Die Anordnung gilt auch rück-
wirkend für nach polnischer Regierungs-
auffassung 2018 pensionierte Richter. Die
Anordnung hatte kürzlich die EU-Kom-
mission beantragt und bekam nun recht.
Mit einem neuen Gesetz war in Polen das
Pensionsalter am Gericht von 70 auf 65
Jahre herabgesetzt worden. Das nutzte die
Regierung, um seit Juli mehr als 20 Rich-
ter, fast ein Drittel dieser Richterschaft, in
den Ruhestand zu schicken, sogar Ge-
richtspräsidentin Malgorzata Gersdorf, de-
ren Amtszeit laut Verfassung sechs Jahre

umfasst und erst 2020 endet. Gersdorf
und weitere Richter weigerten sich, ihr
Amt aufzugeben.

Die regierende nationalkonservative
Partei PiS wollte die Reform, weil einige
wenige Richter aus der kommunistischen
Ära abgelöst werden müssten und die
Richterschaft insgesamt eine selbstherrli-
che „Kaste“ geworden sei. Der Personal-
wechsel wurde im Eiltempo vorangetrie-
ben. In diesem Monat hatte Staatspräsi-
dent Andrzej Duda 27 neue Richter am
Obersten Gericht vereidigt, die dort zu-
meist in ganz neu geschaffenen Kammern
tätig sein sollen. Regierungsnahe Medien
sahen einen Zusammenhang zwischen
der Anordnung des EuGH und den Kom-
munal- und Regionalwahlen am Sonntag.
Diese ersten Wahlen seit Machtantritt der

PiS 2015 gelten in Polen als wichtiger Stim-
mungstest und als Versuch, die liberale
Opposition aus ihren letzten Bastionen zu
verdrängen.

Der EuGH teilte mit, er werde sein
„Endurteil in dieser Sache“ später verkün-
den. Bis dahin dürften mehrere Monate
vergehen. Polen müsse jedoch bereits in-
nerhalb eines Monats seine „Maßnahmen
mitteilen“, mit denen es der Anordnung
„vollumfänglich“ nachkommt. Später sind
Zwangsgelder möglich. Die Anordnung
ist eine schwere Niederlage für Warschau.
Gerichtspräsidentin Gersdorf zeigte sich
zufrieden: „Mein Platz ist besetzt und wird
es noch anderthalb Jahre sein.“ Allerdings
hatten PiS-Politiker zuletzt offengelassen,
ob Polen sich einem EuGH-Urteil beugen
werde.

mwe. BERLIN, 19. Oktober. Mehrere
maskierte Männer haben am Freitagmor-
gen in Berlin einen Geldtransporter über-
fallen. Mit zwei Fahrzeugen stoppten sie
den Transporter in der Nähe des Alexan-
derplatzes. Sie brachen die hintere Tür
des Kastenwagens nach Angaben der Poli-
zei „mit schwerem hydraulischen Gerät“
auf. Danach flohen sie mit der Beute in
Richtung Kreuzberg. Polizisten, die in ei-
nem Streifenwagen die Verfolgung auf-
nahmen, wurden beschossen. (Siehe
Deutschland und die Welt.)

Der englische
Patient

F.A.Z. FRANKFURT, 19. Oktober.
Die Zustimmung für die Regierungspar-
teien CDU, CSU und SPD ist in einer
Umfrage auf einen neuen Tiefstand ge-
sunken. Laut dem am Freitag veröffent-
lichten „Politbarometer“ des ZDF ver-
lieren CDU und CSU einen weiteren
Prozentpunkt und stehen bei nur noch
27 Prozent. Die SPD verliert drei Pro-
zentpunkte und sinkt auf den histori-
schen Tiefstand von 14 Prozent. Damit
nähert sich die SPD auch bundesweit ih-
rem Ergebnis bei der bayerischen Land-
tagswahl an, das 9,7 Prozent betragen
hatte. Für Union und SPD war es je-
weils der niedrigste jemals im „Politba-
rometer“ gemessene Wert. Rund 84 Pro-
zent der Befragten bewerteten das Ver-
hältnis der Koalitionsparteien als eher
schlecht. Nur elf Prozent sagten, es sei
eher gut. Die Schuld daran wurde von
39 Prozent der Befragten der CSU zuge-
wiesen, sieben Prozent sahen sie bei
der CDU und acht Prozent bei der SPD.
Eine Mehrheit der Befragten, nämlich
56 Prozent, sprach sich dagegen aus,
dass Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) im Amt bleibt. Bei Bundesin-
nenminister Horst Seehofer (CSU) for-
derten sogar 72 Prozent der Befragten,
er möge sein Amt verlieren. Die Grü-
nen legten in der Umfrage hingegen
auf zwanzig Prozent zu. Die AfD kam
auf 16, die Linke auf zehn und die FDP
auf acht Prozent.

Ost-Länder fordern
Hilfe für Kohleregionen

Geldtransporter in
Berlin überfallen

tens./anr. ATHEN/FRANKFURT, 19. Ok-
tober. Der türkische Außenminister
Mevlüt Cavusoglu hat von „gewissen Infor-
mationen und Beweisen“ über den Ver-
bleib des saudischen Regimekritikers Ja-
mal Khashoggi gesprochen. Ankara habe
aber keine Tonmitschnitte aus dem saudi-
schen Konsulat in Istanbul, wo Khashoggi
mutmaßlich ermordet wurde, an amerika-
nische Stellen weitergegeben. Ankara wer-
de Ergebnisse seiner Ermittlungen publik
machen, sobald diese abgeschlossen sei-
en. Auch der amerikanische Präsident Do-
nald Trump gab erstmals zu, dass Kha-
shoggi vermutlich nicht mehr lebt. „Wenn
nicht das Wunder aller Wunder passiert,
so würde ich zugeben, dass er tot ist“, sag-
te Trump. (Siehe Seite 2.)

Aus dem Gleichgewicht
Von Eckart Lohse

EuGH: Polen muss Richterpensionierung stoppen
Luxemburg erlässt einstweilige Anordnung gegen Justizreform der PiS-Regierung

Steinmeier: Debatte über Zugehörigkeit
des Islams zu Deutschland beenden
Bundespräsident verlangt Kritikfähigkeit und Gesprächsbereitschaft von Religionen

Briefe an die Herausgeber  Seite 27

Türkei hat „Beweise“
im Fall Khashoggi

SPD fällt in
Umfrage auf
14 Prozent

Eine „große Koalition“ ist
künftig etwas anderes als
heute. Gibt es je wieder
einen SPD-Kanzler?

Was zu uns gehört
Von Reinhard Müller
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Beleidigte Leberknödel

BERLIN, 19. Oktober (AFP). Die Bun-
desregierung will Kinder und Jugendliche
besser vor sexueller Gewalt und Ausbeu-
tung schützen. „Opfer von sexualisierter
Gewalt brauchen starke Strukturen, die
sich auf allen Ebenen für sie einsetzen
und für ihre Rechte einstehen“, sagte Bun-
desfamilienministerin Franziska Giffey
(SPD) am Freitag. Das sei eine dauerhaf-
te Aufgabe. Darum werde das Amt des
Missbrauchsbeauftragten der Bundesre-
gierung dauerhaft eingerichtet. „Es darf
weder Verschweigen noch Wegschauen
geben“, sagte die Ministerin. Bislang war
die Amtszeit des Unabhängigen Beauf-
tragten für Fragen des sexuellen Miss-
brauchs befristet. Seit Dezember 2011 hat
Johannes-Wilhelm Rörig das Amt inne.

A
ls Christian Wulff seine be-
rühmt-berüchtigten Sätze sprach

„Der Islam gehört zu Deutschland“
und – nicht zu vergessen – „Das Chris-
tentum gehört zweifelsfrei zur Tür-
kei“, konnte das nicht als Beschrei-
bung einer althergebrachten Prägung
des jeweiligen Landes verstanden wer-
den. Sondern als Aufruf zur Integra-
tion, zu Religionsfreiheit und friedli-
chem Miteinander, dem sich auch Bun-
deskanzlerin Merkel angeschlossen
hat. Auch wer diesen Satz ablehnt,
wie Bundesinnenminister Seehofer,
kommt nicht daran vorbei, dass hierzu-
lande Millionen Muslime ihren Glau-
ben leben. Dass sie das auch dürfen,
dafür muss eintreten, wem der freiheit-
liche Rechtsstaat am Herzen liegt.

Der jetzige Bundespräsident Stein-
meier meint nun, „statt endlos dar-
über zu diskutieren“, ob der Islam zu
Deutschland gehöre, sollten wir uns
als Christen und mit unseren muslimi-
schen Nachbarn darüber unterhalten,
inwiefern Christentum und Islam auf
Fragen der jungen Leute überzeugen-
de Antworten gäben. Die entscheiden-
de Frage ist freilich: was für ein Chris-
tentum, was für ein Islam? Der Staat

darf gar nichts von einer Religion er-
warten, außer, dass sie sich im Rah-
men der Verfassung bewegt. Das ist
nicht wenig. Dazu gehört, dass Staats-
diener neutral auftreten müssen, dass
Frauen, Homosexuelle und Angehöri-
ge anderer Religionen nicht als min-
derwertig behandelt werden dürfen.
Man darf zum Glück alles Mögliche
glauben und meinen in Deutschland,
aber ihre Grenzen haben diese Rechte
in den Grundrechten der anderen und
in anderen Werten von Verfassungs-
rang.

Auch das sagt und lernt sich leicht,
ist aber nicht leicht zu verinnerlichen.
Gut, dass Steinmeier das Verächtlich-
machen der muslimischen Mitbürger
anprangert. Ja, der Islam wird „in In-
donesien anders gelebt als in Iran
oder in Nigeria“. Rosig für Anders-
gläubige und für persönliche Freihei-
ten sieht es freilich in kaum einem isla-
misch geprägten Land aus. Es ist zu
hoffen, dass dieser freiheitliche Ver-
fassungsstaat, der Millionen Verfolgte
aufgenommen hat und an Schulen
und Universitäten ein friedliches Mit-
einander der Religionen lehrt, etwas
ausstrahlen kann in die Welt. Dazu ge-
hört Standhaftigkeit gegenüber Ge-
walt und Hetze jedweder Art. Dass die-
se mühsam errungene Ordnung auch
christlich geprägt ist, muss nicht ver-
schwiegen werden.

Dünnhäutig – Da läuft die bayerische Fußballmaschine mal
nicht so rund, wie der Voralpenverein das gewohnt ist, und
schon drehen Rummenigge und Hoeneß am Rad. „Die Wür-
de des Menschen ist unantastbar“, zitiert Rummenigge und
beansprucht die Geltung des Artikels 1 auch für Fußballer –

und das nur, weil Spieler des FC Bayern mal nicht mit Lob
überschüttet, sondern kritisiert worden waren. Derlei Re-

spektlosigkeiten wollen die Grantler von der Säbener Straße
nicht mehr hinnehmen. Man darf nun gespannt sein, wie
das Imperium zurückschlägt. Siehe Sport  Foto FC Bayern.TV

Missbrauchsbeauftragter
bleibt dauerhaft im Amt

MitWeißbier und Gesang

Volk der bunten Fahnen

Absturz

Ein erfolgreicher Flop

elo. BERLIN, 19. Oktober. Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier hat dazu
aufgerufen, die Debatte darüber, ob der Is-
lam zu Deutschland gehöre, zu beenden.
Er freue sich darüber, dass an deutschen
Hochschulen zunehmend islamische Theo-
logie gelehrt und dort „mit Klugheit und
akademischer Rigorosität“ um die richti-
gen Antworten auf die Fragen der Zeit ge-
rungen werde, sagte Steinmeier am Frei-
tag beim Festakt zum vierzigjährigen Be-
stehen der „Christlich-Islamischen Begeg-
nungs- und Dokumentationsstelle“ in Ber-
lin. „Statt endlos darüber zu diskutieren,
ob der Islam zu Deutschland gehört, soll-
ten wir uns vielleicht als Christen unterein-
ander und mit unseren muslimischen
Nachbarn darüber unterhalten, wie es
Christentum und Islam gelingen kann, auf

die Fragen der jungen Menschen wirklich
überzeugende Antworten zu geben.“ Die
Äußerung von Steinmeiers Vorvorgänger
Christian Wulff, der Islam gehöre zu
Deutschland, hatte vor acht Jahren eine
lange und kontroverse Diskussion ent-
facht.

Steinmeier sagte, das Zusammenleben
von Menschen unterschiedlicher Her-
kunft und religiöser Prägung sei nicht kon-
fliktfrei und werde nicht von jedem als be-
reichernd empfunden. Deswegen müssten
Regeln des Zusammenlebens gefunden
werden. Es müssten zu all denjenigen kla-
re Grenzen gezogen werden, die im Na-
men ihrer Religion Verfassung und Rechts-
staat in Frage stellten. Das gelte jedoch
auch für diejenigen, die Menschen allein
aufgrund ihres „religiösen Glaubens“ ver-

dächtigten, ausgrenzten oder diskriminier-
ten.

Von einer Religionsgemeinschaft müss-
ten mindestens zwei Dinge erwartet wer-
den, sagte Steinmeier. Sie müsse sich
selbst befragen, wie die Erwartungen und
Verpflichtungen ihrer Glaubenssätze mit
dem Zusammenleben in der freiheitlichen
Gesellschaft zusammenpassten. „Und
zweitens, dass sie eine kritische Befragung
durch den anderen, den Andersgläubigen
oder den Nichtgläubigen zulässt und sich
als gesprächsfähig erweist.“ Nur das be-
ständige Fragen, Zweifeln und Anzweifeln-
lassen bewahre Religionen vor „skleroti-
scher Erstarrung und fanatischer Rechtha-
berei“. Gerade Muslimen werde vielerorts
mit Vorbehalten, Ablehnung und „offe-
nem Hass“ begegnet.

F
ast siebzig Jahre hat die deutsche
Demokratie gut damit gelebt,

auch durch Balance Stabilität zu ge-
winnen. Nur zwei Parteien haben
über diese lange Zeit hinweg den
Kanzler gestellt. Die CDU schickte
fast fünfzig Jahre einen oder eine der
ihren ins Kanzleramt, bei der SPD wa-
ren es zwanzig Jahre: fünf CDU-Kanz-
ler, drei von der SPD. Trotz des mathe-
matischen Ungleichgewichts war das
ein stabiles Gleichgewicht.

Für die CDU ist das Führen des
Staatswesens eine Selbstverständlich-
keit. Das Vorhandene soll bewahrt
und maßvoll an die sich ändernde
Wirklichkeit angepasst werden. Die
SPD-Führung muss das Regieren stär-
ker gegenüber den eigenen Leuten
rechtfertigen, die es dann akzeptie-
ren, wenn von ihnen gewollte Ände-
rungen vorangebracht werden können
– verstanden als Modernisierung.

Was immer man über die einzelnen
Kanzlerschaften denken mag: Das Sys-
tem hat eine Menge Erschütterungen
und Angriffe bis hin zur Ermordung
führender Exponenten überstanden.
Doch nun wird es ernsthaft in Frage
gestellt. Schon vor der letzten Wahl
dachten einzelne Sozialdemokraten
laut darüber nach, ob es überhaupt
noch sinnvoll sei, einen eigenen Kanz-
lerkandidaten aufzubieten. Das wurde
2017 noch abgetan. Doch 69 Jahre
nach Gründung der Republik und
nach drei großen Koalitionen unter
Angela Merkel ist nicht zu erkennen,
welche Partei außer der CDU auf ab-
sehbare Zeit den Kanzler stellen
kann. Allerdings sind die Zeiten der-
art schnelllebig, dass man das Wort
„absehbar“ nicht überdehnen sollte.

Neu definiert werden muss jeden-
falls der Begriff „große Koalition“.
Bisher stand er für Parteienbündnisse
aus Union und SPD. Lange galt, dass
die Mehrheiten für ein solches Bünd-
nis immer vorhanden sind. Doch die-
se Gewissheit ist dahin. Das, was
einst als demokratische Notlösung
betrachtet wurde, ist kein selbstver-
ständlicher Ausweg aus einem unein-
deutigen Wahlergebnis mehr. Erst
schrumpfte die SPD in manchen Län-
dern auf Kleinformat, dann machte
sie sich auch im Bund auf diesen Weg.
Nachdem es auch mit der Union berg-
ab geht, ist es durchaus möglich, dass
es bei der nächsten Bundestagswahl
nicht mehr für eine „Groko“ im klassi-
schen Sinne reicht. Schon der Unter-
schied zwischen den großkoalitionä-
ren Mehrheiten 2013 und 2017 ist
enorm. In der vorigen Legislatur hat-
ten Schwarz und Rot zusammen noch
achtzig Prozent der Mandate, im ge-
genwärtigen Bundestag sind es nur
noch 57. Nach den aktuellen Umfra-
gen wäre die Bildung einer großen Ko-
alition gar nicht mehr möglich.

Ist der Begriff auf dem Weg, in ein
anderes Kleid zu schlüpfen? Sind die
Farben der großen Koalition bald
nicht mehr Schwarz und Rot, sondern
Schwarz und Grün? Die derzeitigen

Spitzenwerte für die Grünen bei Wah-
len oder in den Umfragen sollten
nicht gleich als ewige Wahrheit ge-
nommen werden. Die Partei, die
selbst zu ihren Regierungszeiten im
Bund eher solide über der Fünf-Pro-
zent-Marke stand als vor den Toren
des Kanzleramtes, hat schon man-
chen Höhenflug erlebt, auf den dann
der Abstieg folgte. Andererseits zeigt
vor allem die Entwicklung der Zustim-
mung zu den Grünen in Baden-Würt-
temberg eine Nachhaltigkeit, wie die
Ökopartei sie in der Sachpolitik gerne
einfordert. In Bayern und Hessen sind
ähnliche Entwicklungen zu beobach-
ten, in Nordrhein-Westfalen sind die
Grünen auch schon lange eine feste
Größe in der Landespolitik. In Ost-
deutschland sind sie schwach, aber in

Westdeutschland werden sie so bald
nicht – wie die Linkspartei – margina-
lisiert oder gar aus den Landtagen ver-
schwinden.

Bleibt die Frage, was das bedeutet.
Wird die Partei, die einst als Antipar-
teienpartei gegen das politische Estab-
lishment anrannte, nun zur langfristi-
gen Stütze desselben auch im Bund?
Sprich: zu jenem Partner einer vermut-
lich irgendwann – und sei es in der
Nach-Merkel-Zeit – wiedererstarken-
den Union, der 25 plus x Prozent lie-
fert, damit ein CDU-Kanzler eine
Mehrheit hat? Inhaltlich gibt es viele
Berührungspunkte zwischen beiden
Parteien, wie das grün-schwarze
Bündnis in Baden-Württemberg und
das schwarz-grüne in Hessen zeigen.
Selbst die CSU würde vermutlich ver-
suchen, ein Regierungsbündnis mit
den Grünen zu bilden, wenn es mit
den Freien Wählern doch nichts wer-
den sollte. Oft genug sind es ja die Kin-
der der heute 70 oder 80 Jahre alten
Unionswähler, die sich für die Grünen
entscheiden.

Oder übernimmt jene Partei, die in
den achtziger, zum Teil noch den neun-
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts
das Bürgertum erschreckte, sogar
noch eine ganz andere, viel elementa-
rere Rolle als Stütze der deutschen De-
mokratie? Möglicherweise schafft sie
es, ungeachtet ihrer Regierungsbeteili-
gungen, eine Kraft der linken Mitte
ohne allzu viel ideologischen Ballast
zu sein. Wenn es dann der Union auch
noch gelingen sollte, zumindest einen
Teil ihrer enttäuscht nach rechts abge-
rutschten Wähler durch einen – eben-
falls unideologischen – liberal-konser-
vativen Kurs zurückzugewinnen, könn-
te glatt das bewährte System einer Ba-
lance wieder funktionieren, bei dem
mal der eine und mal der andere den
Kanzler-Hut aufhat.

ami. BERLIN, 19. Oktober. Der Bund
soll den geplanten Ausstieg aus der Koh-
lenutzung durch ein Begleitgesetz absi-
chern, in dem wirtschaftliche Hilfen für
die betroffenen Braunkohleregionen fest-
geschrieben werden. Das verlangen die Mi-
nisterpräsidenten der drei ostdeutschen
Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Brandenburg, in denen Braunkohle geför-
dert wird. Dazu gehöre eine vom Bund
mit jährlich zwei Milliarden Euro über 30
Jahre finanzierte Strukturentwicklungsge-
sellschaft, Sofortmaßnahmen in dreistelli-
ger Millionenhöhe sowie der zusätzliche,
bisher vernachlässigte Ausbau öffentli-
cher Infrastruktur. Die Kohleförderung
solle bis in die 2040er Jahre aufrechterhal-
ten bleiben. (Siehe Wirtschaft, Seite 17.)

Heute

gna. WARSCHAU, 19. Oktober. Polen
muss die vorzeitige Pensionierung von
Richtern an seinem Obersten Gericht mit
sofortiger Wirkung stoppen. Eine entspre-
chende einstweilige Anordnung erließ der
Europäische Gerichtshof (EuGH) in Lu-
xemburg. Die Anordnung gilt auch rück-
wirkend für nach polnischer Regierungs-
auffassung 2018 pensionierte Richter. Die
Anordnung hatte kürzlich die EU-Kom-
mission beantragt und bekam nun recht.
Mit einem neuen Gesetz war in Polen das
Pensionsalter am Gericht von 70 auf 65
Jahre herabgesetzt worden. Das nutzte die
Regierung, um seit Juli mehr als 20 Rich-
ter, fast ein Drittel dieser Richterschaft, in
den Ruhestand zu schicken, sogar Ge-
richtspräsidentin Malgorzata Gersdorf, de-
ren Amtszeit laut Verfassung sechs Jahre

umfasst und erst 2020 endet. Gersdorf
und weitere Richter weigerten sich, ihr
Amt aufzugeben.

Die regierende nationalkonservative
Partei PiS wollte die Reform, weil einige
wenige Richter aus der kommunistischen
Ära abgelöst werden müssten und die
Richterschaft insgesamt eine selbstherrli-
che „Kaste“ geworden sei. Der Personal-
wechsel wurde im Eiltempo vorangetrie-
ben. In diesem Monat hatte Staatspräsi-
dent Andrzej Duda 27 neue Richter am
Obersten Gericht vereidigt, die dort zu-
meist in ganz neu geschaffenen Kammern
tätig sein sollen. Regierungsnahe Medien
sahen einen Zusammenhang zwischen
der Anordnung des EuGH und den Kom-
munal- und Regionalwahlen am Sonntag.
Diese ersten Wahlen seit Machtantritt der

PiS 2015 gelten in Polen als wichtiger Stim-
mungstest und als Versuch, die liberale
Opposition aus ihren letzten Bastionen zu
verdrängen.

Der EuGH teilte mit, er werde sein
„Endurteil in dieser Sache“ später verkün-
den. Bis dahin dürften mehrere Monate
vergehen. Polen müsse jedoch bereits in-
nerhalb eines Monats seine „Maßnahmen
mitteilen“, mit denen es der Anordnung
„vollumfänglich“ nachkommt. Später sind
Zwangsgelder möglich. Die Anordnung
ist eine schwere Niederlage für Warschau.
Gerichtspräsidentin Gersdorf zeigte sich
zufrieden: „Mein Platz ist besetzt und wird
es noch anderthalb Jahre sein.“ Allerdings
hatten PiS-Politiker zuletzt offengelassen,
ob Polen sich einem EuGH-Urteil beugen
werde.

mwe. BERLIN, 19. Oktober. Mehrere
maskierte Männer haben am Freitagmor-
gen in Berlin einen Geldtransporter über-
fallen. Mit zwei Fahrzeugen stoppten sie
den Transporter in der Nähe des Alexan-
derplatzes. Sie brachen die hintere Tür
des Kastenwagens nach Angaben der Poli-
zei „mit schwerem hydraulischen Gerät“
auf. Danach flohen sie mit der Beute in
Richtung Kreuzberg. Polizisten, die in ei-
nem Streifenwagen die Verfolgung auf-
nahmen, wurden beschossen. (Siehe
Deutschland und die Welt.)

Der englische
Patient

F.A.Z. FRANKFURT, 19. Oktober.
Die Zustimmung für die Regierungspar-
teien CDU, CSU und SPD ist in einer
Umfrage auf einen neuen Tiefstand ge-
sunken. Laut dem am Freitag veröffent-
lichten „Politbarometer“ des ZDF ver-
lieren CDU und CSU einen weiteren
Prozentpunkt und stehen bei nur noch
27 Prozent. Die SPD verliert drei Pro-
zentpunkte und sinkt auf den histori-
schen Tiefstand von 14 Prozent. Damit
nähert sich die SPD auch bundesweit ih-
rem Ergebnis bei der bayerischen Land-
tagswahl an, das 9,7 Prozent betragen
hatte. Für Union und SPD war es je-
weils der niedrigste jemals im „Politba-
rometer“ gemessene Wert. Rund 84 Pro-
zent der Befragten bewerteten das Ver-
hältnis der Koalitionsparteien als eher
schlecht. Nur elf Prozent sagten, es sei
eher gut. Die Schuld daran wurde von
39 Prozent der Befragten der CSU zuge-
wiesen, sieben Prozent sahen sie bei
der CDU und acht Prozent bei der SPD.
Eine Mehrheit der Befragten, nämlich
56 Prozent, sprach sich dagegen aus,
dass Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) im Amt bleibt. Bei Bundesin-
nenminister Horst Seehofer (CSU) for-
derten sogar 72 Prozent der Befragten,
er möge sein Amt verlieren. Die Grü-
nen legten in der Umfrage hingegen
auf zwanzig Prozent zu. Die AfD kam
auf 16, die Linke auf zehn und die FDP
auf acht Prozent.

Ost-Länder fordern
Hilfe für Kohleregionen

Geldtransporter in
Berlin überfallen

tens./anr. ATHEN/FRANKFURT, 19. Ok-
tober. Der türkische Außenminister
Mevlüt Cavusoglu hat von „gewissen Infor-
mationen und Beweisen“ über den Ver-
bleib des saudischen Regimekritikers Ja-
mal Khashoggi gesprochen. Ankara habe
aber keine Tonmitschnitte aus dem saudi-
schen Konsulat in Istanbul, wo Khashoggi
mutmaßlich ermordet wurde, an amerika-
nische Stellen weitergegeben. Ankara wer-
de Ergebnisse seiner Ermittlungen publik
machen, sobald diese abgeschlossen sei-
en. Auch der amerikanische Präsident Do-
nald Trump gab erstmals zu, dass Kha-
shoggi vermutlich nicht mehr lebt. „Wenn
nicht das Wunder aller Wunder passiert,
so würde ich zugeben, dass er tot ist“, sag-
te Trump. (Siehe Seite 2.)

Aus dem Gleichgewicht
Von Eckart Lohse

EuGH: Polen muss Richterpensionierung stoppen
Luxemburg erlässt einstweilige Anordnung gegen Justizreform der PiS-Regierung

Steinmeier: Debatte über Zugehörigkeit
des Islams zu Deutschland beenden
Bundespräsident verlangt Kritikfähigkeit und Gesprächsbereitschaft von Religionen

Briefe an die Herausgeber  Seite 27

Türkei hat „Beweise“
im Fall Khashoggi

SPD fällt in
Umfrage auf
14 Prozent

Eine „große Koalition“ ist
künftig etwas anderes als
heute. Gibt es je wieder
einen SPD-Kanzler?

Was zu uns gehört
Von Reinhard Müller

4<BUACUQ=fadbaf>:w;V;l;p;n
Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH; Kundenservice: (0 69) 75 91 - 10 00, Telefax: (0 69) 75 91 - 21 80 oder www.faz.net/meinabo. Briefe an die Herausgeber: leserbriefe@faz.de
Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal (Cont.), Slowakei, Slowenien, Spanien 3,90 € / Griechenland, Kanaren, Malta, Zypern 4,00 € / Dänemark 31 dkr / Großbritannien 3,50 £ / Schweiz 5,20 sfrs / Ungarn 1060 Ft



ZEITUNG FÜR DEUT SC H LAND

Samstag, 20. Oktober 2018 · Nr. 244 / 42 R1 HERAUSGEGEBEN VON WERNER D’INKA, JÜRGEN KAUBE, BERTHOLD KOHLER, HOLGER STELTZNER 3,10 € D 2955 A F. A. Z. im Internet: faz.net

Eschborns Bürgermeister Geiger
schweigt vor dem Frankfurter
Landgericht zu den Vorwürfen ge-
gen ihn. Rhein-Main-Zeitung, Seite 33

Der Brexit macht den britischen
Gesundheitsdienst gerade etwas
nervös – droht ein Exodus der
Ärzte und Pfleger? Politik, Seite 3

Noch mal Rom: Kein Geld und
dennoch zum Schlachten bereit.
Kann die EU das neue Italien
überleben? Feuilleton, Seite 9

Wie der verkappte Revolutionär
Dick Fosbury 1968 in Mexiko die
Hochsprung-Welt auf den Kopf
stellte. Sport, Seite 32

Der italienische Innenminister Mat-
teo Salvini mischt im Wahlkampf
in Südtirol mit. Chancen hat seine
Partei dort kaum. Politik, Seite 6

Nicht erst seit der Bayern-Wahl
befindet sich die SPD im perma-
nenten Sinkflug. Ist die Partei
noch zu retten? Wirtschaft, Seite 19

Geheimnisse verraten?

Beleidigte Leberknödel

BERLIN, 19. Oktober (AFP). Die Bun-
desregierung will Kinder und Jugendliche
besser vor sexueller Gewalt und Ausbeu-
tung schützen. „Opfer von sexualisierter
Gewalt brauchen starke Strukturen, die
sich auf allen Ebenen für sie einsetzen
und für ihre Rechte einstehen“, sagte Bun-
desfamilienministerin Franziska Giffey
(SPD) am Freitag. Das sei eine dauerhaf-
te Aufgabe. Darum werde das Amt des
Missbrauchsbeauftragten der Bundesre-
gierung dauerhaft eingerichtet. „Es darf
weder Verschweigen noch Wegschauen
geben“, sagte die Ministerin. Bislang war
die Amtszeit des Unabhängigen Beauf-
tragten für Fragen des sexuellen Miss-
brauchs befristet. Seit Dezember 2011 hat
Johannes-Wilhelm Rörig das Amt inne.

A
ls Christian Wulff seine be-
rühmt-berüchtigten Sätze sprach

„Der Islam gehört zu Deutschland“
und – nicht zu vergessen – „Das Chris-
tentum gehört zweifelsfrei zur Tür-
kei“, konnte das nicht als Beschrei-
bung einer althergebrachten Prägung
des jeweiligen Landes verstanden wer-
den. Sondern als Aufruf zur Integra-
tion, zu Religionsfreiheit und friedli-
chem Miteinander, dem sich auch Bun-
deskanzlerin Merkel angeschlossen
hat. Auch wer diesen Satz ablehnt,
wie Bundesinnenminister Seehofer,
kommt nicht daran vorbei, dass hierzu-
lande Millionen Muslime ihren Glau-
ben leben. Dass sie das auch dürfen,
dafür muss eintreten, wem der freiheit-
liche Rechtsstaat am Herzen liegt.

Der jetzige Bundespräsident Stein-
meier meint nun, „statt endlos dar-
über zu diskutieren“, ob der Islam zu
Deutschland gehöre, sollten wir uns
als Christen und mit unseren muslimi-
schen Nachbarn darüber unterhalten,
inwiefern Christentum und Islam auf
Fragen der jungen Leute überzeugen-
de Antworten gäben. Die entscheiden-
de Frage ist freilich: was für ein Chris-
tentum, was für ein Islam? Der Staat

darf gar nichts von einer Religion er-
warten, außer, dass sie sich im Rah-
men der Verfassung bewegt. Das ist
nicht wenig. Dazu gehört, dass Staats-
diener neutral auftreten müssen, dass
Frauen, Homosexuelle und Angehöri-
ge anderer Religionen nicht als min-
derwertig behandelt werden dürfen.
Man darf zum Glück alles Mögliche
glauben und meinen in Deutschland,
aber ihre Grenzen haben diese Rechte
in den Grundrechten der anderen und
in anderen Werten von Verfassungs-
rang.

Auch das sagt und lernt sich leicht,
ist aber nicht leicht zu verinnerlichen.
Gut, dass Steinmeier das Verächtlich-
machen der muslimischen Mitbürger
anprangert. Ja, der Islam wird „in In-
donesien anders gelebt als in Iran
oder in Nigeria“. Rosig für Anders-
gläubige und für persönliche Freihei-
ten sieht es freilich in kaum einem isla-
misch geprägten Land aus. Es ist zu
hoffen, dass dieser freiheitliche Ver-
fassungsstaat, der Millionen Verfolgte
aufgenommen hat und an Schulen
und Universitäten ein friedliches Mit-
einander der Religionen lehrt, etwas
ausstrahlen kann in die Welt. Dazu ge-
hört Standhaftigkeit gegenüber Ge-
walt und Hetze jedweder Art. Dass die-
se mühsam errungene Ordnung auch
christlich geprägt ist, muss nicht ver-
schwiegen werden.

Dünnhäutig – Da läuft die bayerische Fußballmaschine mal
nicht so rund, wie der Voralpenverein das gewohnt ist, und
schon drehen Rummenigge und Hoeneß am Rad. „Die Wür-
de des Menschen ist unantastbar“, zitiert Rummenigge und
beansprucht die Geltung des Artikels 1 auch für Fußballer –

und das nur, weil Spieler des FC Bayern mal nicht mit Lob
überschüttet, sondern kritisiert worden waren. Derlei Re-

spektlosigkeiten wollen die Grantler von der Säbener Straße
nicht mehr hinnehmen. Man darf nun gespannt sein, wie
das Imperium zurückschlägt. Siehe Sport  Foto FC Bayern.TV
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Ein erfolgreicher Flop

elo. BERLIN, 19. Oktober. Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier hat dazu
aufgerufen, die Debatte darüber, ob der Is-
lam zu Deutschland gehöre, zu beenden.
Er freue sich darüber, dass an deutschen
Hochschulen zunehmend islamische Theo-
logie gelehrt und dort „mit Klugheit und
akademischer Rigorosität“ um die richti-
gen Antworten auf die Fragen der Zeit ge-
rungen werde, sagte Steinmeier am Frei-
tag beim Festakt zum vierzigjährigen Be-
stehen der „Christlich-Islamischen Begeg-
nungs- und Dokumentationsstelle“ in Ber-
lin. „Statt endlos darüber zu diskutieren,
ob der Islam zu Deutschland gehört, soll-
ten wir uns vielleicht als Christen unterein-
ander und mit unseren muslimischen
Nachbarn darüber unterhalten, wie es
Christentum und Islam gelingen kann, auf

die Fragen der jungen Menschen wirklich
überzeugende Antworten zu geben.“ Die
Äußerung von Steinmeiers Vorvorgänger
Christian Wulff, der Islam gehöre zu
Deutschland, hatte vor acht Jahren eine
lange und kontroverse Diskussion ent-
facht.

Steinmeier sagte, das Zusammenleben
von Menschen unterschiedlicher Her-
kunft und religiöser Prägung sei nicht kon-
fliktfrei und werde nicht von jedem als be-
reichernd empfunden. Deswegen müssten
Regeln des Zusammenlebens gefunden
werden. Es müssten zu all denjenigen kla-
re Grenzen gezogen werden, die im Na-
men ihrer Religion Verfassung und Rechts-
staat in Frage stellten. Das gelte jedoch
auch für diejenigen, die Menschen allein
aufgrund ihres „religiösen Glaubens“ ver-

dächtigten, ausgrenzten oder diskriminier-
ten.

Von einer Religionsgemeinschaft müss-
ten mindestens zwei Dinge erwartet wer-
den, sagte Steinmeier. Sie müsse sich
selbst befragen, wie die Erwartungen und
Verpflichtungen ihrer Glaubenssätze mit
dem Zusammenleben in der freiheitlichen
Gesellschaft zusammenpassten. „Und
zweitens, dass sie eine kritische Befragung
durch den anderen, den Andersgläubigen
oder den Nichtgläubigen zulässt und sich
als gesprächsfähig erweist.“ Nur das be-
ständige Fragen, Zweifeln und Anzweifeln-
lassen bewahre Religionen vor „skleroti-
scher Erstarrung und fanatischer Rechtha-
berei“. Gerade Muslimen werde vielerorts
mit Vorbehalten, Ablehnung und „offe-
nem Hass“ begegnet.

F
ast siebzig Jahre hat die deutsche
Demokratie gut damit gelebt,

auch durch Balance Stabilität zu ge-
winnen. Nur zwei Parteien haben
über diese lange Zeit hinweg den
Kanzler gestellt. Die CDU schickte
fast fünfzig Jahre einen oder eine der
ihren ins Kanzleramt, bei der SPD wa-
ren es zwanzig Jahre: fünf CDU-Kanz-
ler, drei von der SPD. Trotz des mathe-
matischen Ungleichgewichts war das
ein stabiles Gleichgewicht.

Für die CDU ist das Führen des
Staatswesens eine Selbstverständlich-
keit. Das Vorhandene soll bewahrt
und maßvoll an die sich ändernde
Wirklichkeit angepasst werden. Die
SPD-Führung muss das Regieren stär-
ker gegenüber den eigenen Leuten
rechtfertigen, die es dann akzeptie-
ren, wenn von ihnen gewollte Ände-
rungen vorangebracht werden können
– verstanden als Modernisierung.

Was immer man über die einzelnen
Kanzlerschaften denken mag: Das Sys-
tem hat eine Menge Erschütterungen
und Angriffe bis hin zur Ermordung
führender Exponenten überstanden.
Doch nun wird es ernsthaft in Frage
gestellt. Schon vor der letzten Wahl
dachten einzelne Sozialdemokraten
laut darüber nach, ob es überhaupt
noch sinnvoll sei, einen eigenen Kanz-
lerkandidaten aufzubieten. Das wurde
2017 noch abgetan. Doch 69 Jahre
nach Gründung der Republik und
nach drei großen Koalitionen unter
Angela Merkel ist nicht zu erkennen,
welche Partei außer der CDU auf ab-
sehbare Zeit den Kanzler stellen
kann. Allerdings sind die Zeiten der-
art schnelllebig, dass man das Wort
„absehbar“ nicht überdehnen sollte.

Neu definiert werden muss jeden-
falls der Begriff „große Koalition“.
Bisher stand er für Parteienbündnisse
aus Union und SPD. Lange galt, dass
die Mehrheiten für ein solches Bünd-
nis immer vorhanden sind. Doch die-
se Gewissheit ist dahin. Das, was
einst als demokratische Notlösung
betrachtet wurde, ist kein selbstver-
ständlicher Ausweg aus einem unein-
deutigen Wahlergebnis mehr. Erst
schrumpfte die SPD in manchen Län-
dern auf Kleinformat, dann machte
sie sich auch im Bund auf diesen Weg.
Nachdem es auch mit der Union berg-
ab geht, ist es durchaus möglich, dass
es bei der nächsten Bundestagswahl
nicht mehr für eine „Groko“ im klassi-
schen Sinne reicht. Schon der Unter-
schied zwischen den großkoalitionä-
ren Mehrheiten 2013 und 2017 ist
enorm. In der vorigen Legislatur hat-
ten Schwarz und Rot zusammen noch
achtzig Prozent der Mandate, im ge-
genwärtigen Bundestag sind es nur
noch 57. Nach den aktuellen Umfra-
gen wäre die Bildung einer großen Ko-
alition gar nicht mehr möglich.

Ist der Begriff auf dem Weg, in ein
anderes Kleid zu schlüpfen? Sind die
Farben der großen Koalition bald
nicht mehr Schwarz und Rot, sondern
Schwarz und Grün? Die derzeitigen

Spitzenwerte für die Grünen bei Wah-
len oder in den Umfragen sollten
nicht gleich als ewige Wahrheit ge-
nommen werden. Die Partei, die
selbst zu ihren Regierungszeiten im
Bund eher solide über der Fünf-Pro-
zent-Marke stand als vor den Toren
des Kanzleramtes, hat schon man-
chen Höhenflug erlebt, auf den dann
der Abstieg folgte. Andererseits zeigt
vor allem die Entwicklung der Zustim-
mung zu den Grünen in Baden-Würt-
temberg eine Nachhaltigkeit, wie die
Ökopartei sie in der Sachpolitik gerne
einfordert. In Bayern und Hessen sind
ähnliche Entwicklungen zu beobach-
ten, in Nordrhein-Westfalen sind die
Grünen auch schon lange eine feste
Größe in der Landespolitik. In Ost-
deutschland sind sie schwach, aber in

Westdeutschland werden sie so bald
nicht – wie die Linkspartei – margina-
lisiert oder gar aus den Landtagen ver-
schwinden.

Bleibt die Frage, was das bedeutet.
Wird die Partei, die einst als Antipar-
teienpartei gegen das politische Estab-
lishment anrannte, nun zur langfristi-
gen Stütze desselben auch im Bund?
Sprich: zu jenem Partner einer vermut-
lich irgendwann – und sei es in der
Nach-Merkel-Zeit – wiedererstarken-
den Union, der 25 plus x Prozent lie-
fert, damit ein CDU-Kanzler eine
Mehrheit hat? Inhaltlich gibt es viele
Berührungspunkte zwischen beiden
Parteien, wie das grün-schwarze
Bündnis in Baden-Württemberg und
das schwarz-grüne in Hessen zeigen.
Selbst die CSU würde vermutlich ver-
suchen, ein Regierungsbündnis mit
den Grünen zu bilden, wenn es mit
den Freien Wählern doch nichts wer-
den sollte. Oft genug sind es ja die Kin-
der der heute 70 oder 80 Jahre alten
Unionswähler, die sich für die Grünen
entscheiden.

Oder übernimmt jene Partei, die in
den achtziger, zum Teil noch den neun-
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts
das Bürgertum erschreckte, sogar
noch eine ganz andere, viel elementa-
rere Rolle als Stütze der deutschen De-
mokratie? Möglicherweise schafft sie
es, ungeachtet ihrer Regierungsbeteili-
gungen, eine Kraft der linken Mitte
ohne allzu viel ideologischen Ballast
zu sein. Wenn es dann der Union auch
noch gelingen sollte, zumindest einen
Teil ihrer enttäuscht nach rechts abge-
rutschten Wähler durch einen – eben-
falls unideologischen – liberal-konser-
vativen Kurs zurückzugewinnen, könn-
te glatt das bewährte System einer Ba-
lance wieder funktionieren, bei dem
mal der eine und mal der andere den
Kanzler-Hut aufhat.

ami. BERLIN, 19. Oktober. Der Bund
soll den geplanten Ausstieg aus der Koh-
lenutzung durch ein Begleitgesetz absi-
chern, in dem wirtschaftliche Hilfen für
die betroffenen Braunkohleregionen fest-
geschrieben werden. Das verlangen die Mi-
nisterpräsidenten der drei ostdeutschen
Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Brandenburg, in denen Braunkohle geför-
dert wird. Dazu gehöre eine vom Bund
mit jährlich zwei Milliarden Euro über 30
Jahre finanzierte Strukturentwicklungsge-
sellschaft, Sofortmaßnahmen in dreistelli-
ger Millionenhöhe sowie der zusätzliche,
bisher vernachlässigte Ausbau öffentli-
cher Infrastruktur. Die Kohleförderung
solle bis in die 2040er Jahre aufrechterhal-
ten bleiben. (Siehe Wirtschaft, Seite 17.)

Heute

gna. WARSCHAU, 19. Oktober. Polen
muss die vorzeitige Pensionierung von
Richtern an seinem Obersten Gericht mit
sofortiger Wirkung stoppen. Eine entspre-
chende einstweilige Anordnung erließ der
Europäische Gerichtshof (EuGH) in Lu-
xemburg. Die Anordnung gilt auch rück-
wirkend für nach polnischer Regierungs-
auffassung 2018 pensionierte Richter. Die
Anordnung hatte kürzlich die EU-Kom-
mission beantragt und bekam nun recht.
Mit einem neuen Gesetz war in Polen das
Pensionsalter am Gericht von 70 auf 65
Jahre herabgesetzt worden. Das nutzte die
Regierung, um seit Juli mehr als 20 Rich-
ter, fast ein Drittel dieser Richterschaft, in
den Ruhestand zu schicken, sogar Ge-
richtspräsidentin Malgorzata Gersdorf, de-
ren Amtszeit laut Verfassung sechs Jahre

umfasst und erst 2020 endet. Gersdorf
und weitere Richter weigerten sich, ihr
Amt aufzugeben.

Die regierende nationalkonservative
Partei PiS wollte die Reform, weil einige
wenige Richter aus der kommunistischen
Ära abgelöst werden müssten und die
Richterschaft insgesamt eine selbstherrli-
che „Kaste“ geworden sei. Der Personal-
wechsel wurde im Eiltempo vorangetrie-
ben. In diesem Monat hatte Staatspräsi-
dent Andrzej Duda 27 neue Richter am
Obersten Gericht vereidigt, die dort zu-
meist in ganz neu geschaffenen Kammern
tätig sein sollen. Regierungsnahe Medien
sahen einen Zusammenhang zwischen
der Anordnung des EuGH und den Kom-
munal- und Regionalwahlen am Sonntag.
Diese ersten Wahlen seit Machtantritt der

PiS 2015 gelten in Polen als wichtiger Stim-
mungstest und als Versuch, die liberale
Opposition aus ihren letzten Bastionen zu
verdrängen.

Der EuGH teilte mit, er werde sein
„Endurteil in dieser Sache“ später verkün-
den. Bis dahin dürften mehrere Monate
vergehen. Polen müsse jedoch bereits in-
nerhalb eines Monats seine „Maßnahmen
mitteilen“, mit denen es der Anordnung
„vollumfänglich“ nachkommt. Später sind
Zwangsgelder möglich. Die Anordnung
ist eine schwere Niederlage für Warschau.
Gerichtspräsidentin Gersdorf zeigte sich
zufrieden: „Mein Platz ist besetzt und wird
es noch anderthalb Jahre sein.“ Allerdings
hatten PiS-Politiker zuletzt offengelassen,
ob Polen sich einem EuGH-Urteil beugen
werde.

mwe. BERLIN, 19. Oktober. Mehrere
maskierte Männer haben am Freitagmor-
gen in Berlin einen Geldtransporter über-
fallen. Mit zwei Fahrzeugen stoppten sie
den Transporter in der Nähe des Alexan-
derplatzes. Sie brachen die hintere Tür
des Kastenwagens nach Angaben der Poli-
zei „mit schwerem hydraulischen Gerät“
auf. Danach flohen sie mit der Beute in
Richtung Kreuzberg. Polizisten, die in ei-
nem Streifenwagen die Verfolgung auf-
nahmen, wurden beschossen. (Siehe
Deutschland und die Welt.)

Der englische
Patient

F.A.Z. FRANKFURT, 19. Oktober.
Die Zustimmung für die Regierungspar-
teien CDU, CSU und SPD ist in einer
Umfrage auf einen neuen Tiefstand ge-
sunken. Laut dem am Freitag veröffent-
lichten „Politbarometer“ des ZDF ver-
lieren CDU und CSU einen weiteren
Prozentpunkt und stehen bei nur noch
27 Prozent. Die SPD verliert drei Pro-
zentpunkte und sinkt auf den histori-
schen Tiefstand von 14 Prozent. Damit
nähert sich die SPD auch bundesweit ih-
rem Ergebnis bei der bayerischen Land-
tagswahl an, das 9,7 Prozent betragen
hatte. Für Union und SPD war es je-
weils der niedrigste jemals im „Politba-
rometer“ gemessene Wert. Rund 84 Pro-
zent der Befragten bewerteten das Ver-
hältnis der Koalitionsparteien als eher
schlecht. Nur elf Prozent sagten, es sei
eher gut. Die Schuld daran wurde von
39 Prozent der Befragten der CSU zuge-
wiesen, sieben Prozent sahen sie bei
der CDU und acht Prozent bei der SPD.
Eine Mehrheit der Befragten, nämlich
56 Prozent, sprach sich dagegen aus,
dass Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) im Amt bleibt. Bei Bundesin-
nenminister Horst Seehofer (CSU) for-
derten sogar 72 Prozent der Befragten,
er möge sein Amt verlieren. Die Grü-
nen legten in der Umfrage hingegen
auf zwanzig Prozent zu. Die AfD kam
auf 16, die Linke auf zehn und die FDP
auf acht Prozent.

Ost-Länder fordern
Hilfe für Kohleregionen

Geldtransporter in
Berlin überfallen

tens./anr. ATHEN/FRANKFURT, 19. Ok-
tober. Der türkische Außenminister
Mevlüt Cavusoglu hat von „gewissen Infor-
mationen und Beweisen“ über den Ver-
bleib des saudischen Regimekritikers Ja-
mal Khashoggi gesprochen. Ankara habe
aber keine Tonmitschnitte aus dem saudi-
schen Konsulat in Istanbul, wo Khashoggi
mutmaßlich ermordet wurde, an amerika-
nische Stellen weitergegeben. Ankara wer-
de Ergebnisse seiner Ermittlungen publik
machen, sobald diese abgeschlossen sei-
en. Auch der amerikanische Präsident Do-
nald Trump gab erstmals zu, dass Kha-
shoggi vermutlich nicht mehr lebt. „Wenn
nicht das Wunder aller Wunder passiert,
so würde ich zugeben, dass er tot ist“, sag-
te Trump. (Siehe Seite 2.)

Aus dem Gleichgewicht
Von Eckart Lohse

EuGH: Polen muss Richterpensionierung stoppen
Luxemburg erlässt einstweilige Anordnung gegen Justizreform der PiS-Regierung

Steinmeier: Debatte über Zugehörigkeit
des Islams zu Deutschland beenden
Bundespräsident verlangt Kritikfähigkeit und Gesprächsbereitschaft von Religionen
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Türkei hat „Beweise“
im Fall Khashoggi

SPD fällt in
Umfrage auf
14 Prozent

Eine „große Koalition“ ist
künftig etwas anderes als
heute. Gibt es je wieder
einen SPD-Kanzler?

Was zu uns gehört
Von Reinhard Müller
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